Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 8 Ausgegeben Danzig, den 4. April 1928 


Inhalt. Geſetz über Fernmeldeanlagen (S. 17). — Verordnung betreffend Monopolabgabe (S. 20). 


17 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Geſetz 
über Fernmeldeanlagen. Vom 30. 3. 1928. 


5%; 

Das Recht, Fernmeldeanlagen, nämlich Telegraphenanlagen für die Vermittlung von Nachrichten, 
Fernſprechanlagen und Funkanlagen zu errichten und zu betreiben, ſteht ausſchließlich dem Staate zu. 
Funkanlagen ſind elektriſche Sendeeinrichtungen ſowie elektriſche Empfangseinrichtungen, bei denen die 
Übermittlung oder der Empfang von Nachrichten, Zeichen, Bildern oder Tönen ohne Verbindungs— 
leitungen oder unter Verwendung elektriſcher, an einem Leiter entlanggeführter Schwingungen jtatt- 
finden kann. 

§ 2. 

(1) Die Befugnis zur Errichtung und zum Betrieb einzelner Fernmeldeanlagen kann verliehen 
werden. Die Verleihung kann für beſtimmte Strecken oder Bezirke erteilt werden. 

(2) Die Verleihung ſowie die Feſtſetzung der Bedingungen der Verleihung ſtehen dem Senat oder 
den von ihm hierzu ermächtigten Behörden zu. Sie muß für Fernmeldeanlagen, die von Elektrizitäts⸗ 
unternehmungen zur öffentlichen Verſorgung mit Licht und Kraft, die der allgemeinen Verſorgung von 
Gemeinden oder größerer Gebietsteile zu dienen beſtimmt ſind, zum Zwecke ihres Betriebes verwendet 
werden ſollen, erteilt werden, ſoweit nicht Betriebsintereſſen der Danziger Poſt- und Telegraphen— 
verwaltung entgegenſtehen; dies gilt nicht für Funkanlagen. d 

8 3. 

(1) Ohne Verleihung (§ 2) können errichtet und betrieben werden (genehmigungsfreie Fernmelde- 
anlagen): 

1. Fernmeldeanlagen, welche ausſchließlich dem inneren Dienſte von Behörden des Staates, der 
Gemeinden oder Gemeindeverbände ſowie von Deichkorporationen, Siel- und Entwäſſerungs⸗ 
verbänden gewidmet ſind; 

2. Fernmeldeanlagen, welche von Transportanſtalten auf ihren Linien ausſchließlich zu Zwecken 
ihres Betriebes oder für die Vermittlung von Nachrichten innerhalb der bisherigen Grenzen 
benutzt werden; 

Fernmeldeanlagen 

a) innerhalb der Grenzen eines Grundſtücks, 

b) zwiſchen mehreren einem Beſitzer gehörigen oder zu einem Betriebe vereinigten Grund⸗ 
ſtücken, deren keines von dem andern über 25 km in der Luftlinie entfernt iſt, wenn dieſe 
Anlagen ausſchließlich für den der Benutzung der Grundſtücke entſprechenden unentgeltlichen 
Verkehr beſtimmt ſind. 

(2) Die Vorſchriften des Abſ. 1 gelten nicht für Funkanlagen. 2 

(3) Für die Frage, ob die Vorausſetzungen des Abſ. 1 vorliegen, iſt der Rechtsweg vor den 
ordentlichen Gerichten gegeben. 


> 


8 4. 

Auf Danziger Fahrzeugen für Seefahrt, Binnenſchiffahrt oder Luftfahrt dürfen Fernmeldeanlagen, 

welche nicht ausſchließlich zum Verkehr innerhalb des Fahrzeugs beſtimmt ſind, nicht ohne Verleihung 
($ 2) errichtet und betrieben werden. En 
§ 5. 


Der Senat trifft die Anordnungen über den Betrieb von Fernmeldeanlagen auf fremden Fahrzeugen 
für Seefahrt, Binnenſchiffahrt oder Luftfahrt, die ſich im Danziger Hoheitsgebiet aufhalten. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 12. 4. 1928.) 


Ausgabe A. 


* 


n re 3 ua 8 A 25 2 * A 
4 y . a 3 8 2 ** RER Bi y Ne BT 
RT 7 5 . et ne DEEP T DEE FEINEN 2 VA 3 


3 7 + . 3 m; 
F 


a a . ee 


18 
8 6. 


(1) Anlagen, die auf Grund einer Verleihung nach § 2 errichtet find oder betrieben werden, 
unterliegen der Überwachung daraufhin, daß die Verleihungsbedingungen eingehalten werden. 

(2) Die in $ 3 Abſ. 1 genannten Anlagen unterliegen der Überwachung daraufhin, daß Errichtung | 
und Betrieb ſich innerhalb der geſetzlichen Grenzen halten. | 

(3) Die Vorſchriften für die Überwachung erläßt der Senat. 4 


8 : 

() Jedermann hat gegen Zahlung der Gebühren das Recht auf Beförderung von ordnungsmäßigen 
Telegrammen und auf Zulaſſung zu einem ordnungsmäßigen Geſpräch auf den für den öffentlichen 
Fernmeldeverkehr beſtimmten Anlagen. 

(2) Vorrechte bei der Benutzung der dem öffentlichen Verkehr dienenden Anlagen und Aus⸗ 
ſchließungen von der Benutzung find nur aus Gründen des öffentlichen Intereſſes zuläſſig. 


88. 

Sind an einem Orte Fernmeldeanlagen für den Ortsverkehr, ſei es von der Danziger Poſt⸗ und 
Telegraphenverwaltung, ſei es von der Gemeindeverwaltung oder von einem anderen Unternehmer, zur 
Benutzung gegen Entgelt errichtet, ſo kann jeder Eigentümer eines Grundſtücks gegen Erfüllung der von 
jenen zu erlaſſenden und öffentlich bekanntzumachenden Bedingungen den Anſchluß an das Lokal⸗ 
netz verlangen. 5 
8 9. | 

() Für die Beitreibung von Gebühren der Danziger Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung aus der 
Benutzung ihrer Fernmeldeanlagen gelten die Vorſchriften über die Beitreibung von Poſtgebühren. 

Über die Pflicht zur Zahlung der Gebühren ſteht der Rechtsweg vor den ordentlichen Gerichten offen. 

(2) Die Vorſchriften des Abſ. 1 gelten auch für die Beitreibung von Beträgen, die für die Er⸗ 
teilung einer Verleihung für die Ausübung von Rechten aus ihr oder für die Verletzung von Verleihungs⸗ 
bedingungen zu zahlen ſind. 

8 10. 

(1) Die im Dienſte der Danziger Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung ſtehenden Perſonen ſind, vor⸗ 
behaltlich der durch Geſetz feſtgeſtellten Ausnahmen, zur Wahrung des Telegraphengeheimniſſes und des 
Fernſprechgeheimniſſes verpflichtet. Unter dem Schutze des Telegraphengeheimniſſes und des Fernſprech⸗ 
geheimniſſes ſtehen auch die Mitteilungen, die auf den für den öffentlichen Verkehr beſtimmten Funkanlagen 2 
der Danziger Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung befördert oder zur Beförderung auf ihnen aufgegeben 
worden find. Der Schutz erſtreckt ſich auch auf die näheren Umſtände des Fernmeldeverkehrs, insbeſondere 
darauf, ob und zwiſchen welchen Perſonen ein Fernmeldeverkehr ſtattgefunden hat. 

) Die Beſtimmungen des Abſ. 1 gelten entſprechend für Perſonen, die eine für den öffentlichen 
Verkehr beſtimmte, nicht der Danziger Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung gehörende Fernmeldeanlage be⸗ 
dienen oder beaufſichtigen. 

(3) Befindet ſich die Fernmeldeanlage an Bord einen Fahrzeugs für Seefahrt oder Luftfahrt, ſo 
beſteht die Pflicht zur Wahrung des Geheimniſſes nicht gegenüber dem Führer des Fahrzeugs oder ſeinem 


Stellvertreter. 
8 11. 
Werden durch eine Funkanlage, die von anderen als Behörden betrieben wird, Nachrichten em⸗ 
pfangen, die von einer öffentlichen Zwecken dienenden Fermeldeanlage übermittelt werden und für die 


Funkanlage nicht beſtimmt ſind, ſo dürfen der Inhalt der Nachrichten ſowie die Tatſache ihres Empfangs 
auch von Perſonen, für die eine Pflicht zur Geheimhaltung nicht ſchon nach 8 10 beſteht, anderen nicht 
mitgeteilt werden. Die Vorſchrift des 8 10 Abſ. 3 gilt entſprechend. 

8 12. 

In ſtrafgerichtlichen Unterſuchungen kann der Richter und bei Gefahr im Verzuge, falls die Unter⸗ 
ſuchung nicht ausſchließlich Übertretungen betrifft, auch die Staatsanwaltſchaft Auskunft über den Fern⸗ 
meldeverkehr verlangen, wenn die Mitteilungen an den Beſchuldigten gerichtet waren oder wenn Tatſachen 
vorliegen, aus denen zu ſchließen iſt, daß die Mitteilungen von den Beſchuldigten herrührten oder für ihn 
beſtimmt waren und daß die Auskunft für die Unterſuchung Bedeutung hat. 4 

§ 13. 

Die Beſtimmungen über Beſchlagnahme von Telegrammen auf der Danziger Poſt⸗ und Telegraphen⸗ J 
verwaltung gelten entſprechend für Telegramme im Gewahrſam einer nicht der Danziger Poſt⸗ und 1 
Telegraphenverwaltung gehörenden Danziger Telegraphenanſtalt, die mit der Danziger Poſt⸗ und 
Telegraphenverwaltung unmittelbar oder durch Vermittlung eines Dritten über beförderte Telegramme Ei 
abrechnet. Das gleiche gilt für Telegramme im Gewahrſam des Dritten, der die Abrechnung vermittelt. a 


19 
814. 

(1) Der Führer eines Danziger Fahrzeugs für Seefahrt oder Luftfahrt kann aus wichtigen Gründen 
der Führung des Fahrzeugs von den Perſonen, die eine auf dem Fahrzeug befindliche Funkanlage be⸗ 
dienen oder beauffichtigen, verlangen, daß Nachrichten aufgenommen und ihm mitgeteilt werden, die nicht 
für die Funkanlage beſtimmt find. Das gilt auch für feinen Stellvertreter, ſolange er die Führung des 
Fahrzeugs hat oder vom Führer mit Ausübung der in Satz 1 bezeichneten Befugniſſe betraut iſt. Die 
Aufnahme und Mitteilung kann nicht mit der Begründung verweigert werden, daß ein wichtiger Grund 
der Führung des Fahrzeugs nicht vorliege. 

2) Der Führer des Fahrzeugs und ſein Stellvertreter, ſolange dieſer die Führung hat, ſind befugt, 
Nachrichten, die von einer auf dem Fahrzeug befindlichen Funkanlage empfangen oder abgeſandt werden, 
Dritten mitzuteilen, ſoweit die Nachrichten erkennen laſſen, daß einem Fahrzeug oder Menſchenleben Ge⸗ 
fahr droht, und ſoweit die Mitteilung geſchieht, um die Gefahr abzuwenden. 

$ 15. 

(1) Wer vorſätzlich entgegen den Beſtimmungen dieſes Geſetzes eine Fernmeldeanlage errichtet oder 
betreibt, wird mit Gefängnis oder mit Geldſtrafe beſtraft. Der Verſuch iſt ſtrafbar. 

(2) Mit Gefängnis oder mit Geldſtrafe wird beſtraft, wer vorſätzlich 

a) genehmigungspflichtige Fernmeldeanlagen unter Verletzung von Verleihungsbedingungen errichtet, 

ändert oder betreibt, 

b) nach Fortfall der Verleihung die zur Beſeitigung der Anlage getroffenen Anordnungen der 

Danziger Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung innerhalb der von ihr beſtimmten Friſt nicht befolgt. 

(3) Wer eine der im Abſ. 1 Satz 1 und Abſ. 2 bezeichneten Handlungen fahrläſſig begeht, wird 
mit Geldſtrafe beſtraft. 

. (4) In den Fällen der Abj. 2 und 3 wird die Tat nur auf Antrag der Danziger Poſt⸗ und 
Telegraphenverwaltung verfolgt. 
5 8 16. 

(1) Wer vorſätzlich die Überwachung von Fernmeldeanlagen ($ 6) verhindert oder ſtört oder eine 
in Ausübung dieſer Überwachung verlangte Auskunft nicht oder nicht richtig erteilt, wird mit Gefängnis 
oder mit Geldſtrafe beſtraft. Der Verſuch iſt ſtrafbar. 

(2) Wer die Tat fahrläſſig begeht, wird mit Geldſtrafe beſtraft. 

(3) Die Tat wird nur auf Antrag verfolgt. 

8 17. 

Wer vorſätzlich ein Notzeichen mißbraucht, das für Funkanlagen bei Not oder Gefahr in der See 
fahrt, Binnenſchiffahrt, Luftfahrt oder bei Eiſenbahnen des öffentlichen Verkehrs vorgeſehen iſt, wird mit 
Gefängnis beſtraft. f 

8 18. 

Wer vorſätzlich in anderen als in dieſem Geſetze vorgeſehenen Fällen entgegen § 11 Mitteilungen 
macht, wird, ſoweit nicht andere Vorſchriften eine ſchwerere Strafe androhen, mit Gefängnis oder mit 
Geldſtrafe beſtraft. 

8 19. 

(1) Wer in der Abſicht, den Betrieb einer Funkanlage zu verhindern oder zu ſtören, elektriſche 
Arbeit verwendet oder für die Anlage beſtimmte elektriſche Arbeit entzieht, wird mit Gefängnis oder 
Geldſtrafe beſtraft, wenn die Verhinderung oder Störung eingetreten iſt. 

(2) Dient die Funkanlage nicht öffentlichen Zwecken, ſo wird die Tat nur auf Antrag verfolgt. 
Der Antrag kann zurückgenommen werden. 

8 20. 

Gegenſtände, die zur Begehung eines vorſätzlichen Vergehens gegen § 15 gebraucht oder beſtimmt 
waren, können eingezogen werden, gleichviel, wem ſie gehören; bei fahrläſſigen Vergehen iſt die Einziehung 
nur zuläſſig, wenn die Gegenſtände dem Täter oder einem Teilnehmer gehören. Die Einziehung iſt 
auszuſprechen, wenn die Tat vorſätzlich begangen iſt und eine Funkanlage betrifft und wenn die Gegen⸗ 
ſtände dem Täter oder einem Teilnehmer gehören. Kann keine beſtimmte Perſon verfolgt oder verurteilt 
werden, ſo kann auf Einziehung ſelbſtändig erkannt werden, wenn im übrigen die Vorausſetzungen 


hierfür vorliegen. 
§ 21. 


(1) Für die Durchſuchung der Wohnung, der Geſchäftsräume und des befriedeten Beſitztums ſind 
die Vorſchriften der Strafprozeßordnung maßgebend; die Durchſuchung iſt aber zur Nachtzeit ſtets zu⸗ 
läſſig, wenn ſich in den Räumen oder auf dem Beſitztum eine Funkanlage befindet und der begründete 
Verdacht beſteht, daß bei ihrer Errichtung oder ihrem Betrieb eine nach $ 15 ſtrafbare Handlung be- 
gangen wird oder begangen iſt. 
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(2) Beauftragte der Danziger Poſt- und Telegraphenverwaltung ſind berechtigt, ſich an Durch⸗ 
ſuchungen zu beteiligen, die zur Verfolgung einer nach § 15 ſtrafbaren Handlung vorgenommen werden. 
§ 22. 

() Die Polizei hat unbefugt errichtete, geänderte oder unbefugt betriebene Fernmeldeanlagen 
außer Betrieb zu ſetzen oder zu beſeitigen. Einer vorherigen Androhung bedarf es nicht. Im übrigen 
gelten für die Anwendung polizeilicher Zwangsmittel ſowie für die Rechtsmittel gegen ſie die geſetzlichen 
Vorſchriften. Wird die Verleihung des Rechts zur Errichtung, Anderung oder zum Betriebe der Anlage 
nachträglich nachgeſucht, ſo kann die Polizei mit Einwilligung der Danziger Poſt⸗ und Telegraphen⸗ 
verwaltung bis zur Entſcheidung über den Antrag auf Verleihung davon abſehen, die Anlagen außer 
Betrieb zu ſetzen oder zu beſeitigen. 

(2) Die Polizei kann alle oder einzelne Teile einer Anlage, ſolange fie nach Abſ. 1 außer Betrieb 
geſetzt oder beſeitigt iſt, in amtliche Verwahrung nehmen oder ſonſt ſicherſtellen. Die Beſtimmungen der 
Strafprozeßordnung über Beſchlagnahme ſowie des 8 20 dieſes Geſetzes über Einziehung bleiben unberührt. 

(3) Eine Anlage kann nach den Beſtimmungen der Abſ. 1 und 2 auch dann außer Betrieb geſetzt 
oder beſeitigt werden, wenn nach Fortfall der Verleihung die zu ihrer Beſeitigung getroffenen Anderungen 
der Danziger Poſt- und Telegraphenverwaltung innerhalb der von ihr beſtimmten Friſt nicht befolgt 
werden. 

§ 23. 

Elektriſche Anlagen ſind, wenn eine Störung des Betriebes der einen Leitung durch die andere 
eingetreten oder zu befürchten iſt, auf Koſten desjenigen Teiles, welcher durch eine ſpätere Anlage oder 
durch eine ſpäter eintretende Anderung ſeiner beſtehenden Anlage dieſe Störung oder die Gefahr der- 
ſelben veranlaßt, nach Möglichkeit ſo auszuführen, daß ſie ſich nicht ſtörend beeinfluſſen. 

§ 24. 

Die auf Grund der vorſtehenden Beſtimmung entſtehenden Streitigkeiten gehören vor die j ordent- 

lichen Gerichte. 
§ 25. 

Das Geſetz tritt am 1. April 1928 in Kraft. Mit dem gleichen Zeitpunkt wird das Geſetz über 
das Telegraphenweſen des Deutſchen Reichs vom 6. April 1892 in der Faſſung des Geſetzes vom 
7. März 1908 außer Kraft geſetzt. 


Danzig, den 30. März 1928. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 


Dr. Sahm. Runge. 
18 Verordnung 
betreffend Monopolabgabe. Vom 31. 3. 1928. 
81. 


Auf Grund der SH 2 und 16 der Verordnung betreffend Tabakmonopol vom 31. März 1927 
(Geſetzblatt 1927 Seite 117) wird der $1 der Verordnung betreffend Monopolabgabe vom 5. April 1927 
(Geſetzblatt 1927 Seite 147) wie folgt abgeändert: 

Die Monopolabgabe auf die von Privatperſonen zum eigenen Verbrauch eingeführten Mengen be» 
trägt: 


für Zigarren und Zigarillos 3 300,— 
für Zigaretten 200,71 . 
für Rauch⸗ und Kautabak G 150,.— e 
für Schnupftabak G 12,.— 

§ 2. 


Dieſe Verordnungktritt mit der Verkündung in Kraft. 
Danzig den! 31. März 1928. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Dr. Volkmann. 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und des Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
—.— — —— ü-k— — — 


